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Gesundheit ist 
ein wertvolles Gut
von Dwora Stein

W ie wertvoll unsere Gesundheit ist, wird uns meist erst dann 
bewusst, wenn wir ernsthaft erkranken. Erst dann lernen 
wir auch wirklich zu schätzen, dass unser Gesundheits  -

system – anders als in anderen europäischen Ländern – allen Menschen 
gleichen Zugang ermöglicht. Selbst PatientInnen, die regelmäßig teure 
und komplizierte Behandlungen benötigen, können von der Krankenver-
sicherung nicht einfach gekündigt werden. Dafür sorgt das solidarische 
System der Pfl ichtversicherung, in dem jede/r gleich behandelt werden 
muss – unabhängig von Einkommen oder Vorerkrankungen. Dass unser 
Gesundheitssystem trotz des wachsenden politischen und fi nanziellen 
Drucks immer noch weitgehend reibungslos funktioniert, dafür sorgen 
vor allem die Beschäftigten in diesem Bereich. In unserer aktuellen
Coverstory betrachten wir daher das Gesundheitssystem aus der Pers-
pektive der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Nicht nur für das Gesundheitssystem, sondern auch für viele weite-
re Bereiche haben die beiden Parteien, die derzeit (November 2017) 
Regierungsverhandlungen führen, große Veränderungen angekündigt. 
Noch gibt es wenig Greifb ares, aber viele Schlagwörter. Viele der her-
umgeisternden Vorschläge sind aus Sicht der ArbeitnehmerInnen Anlass 
zur Sorge. Um in all den Inszenierungen mehr Klarheit zu schaff en, hat 
der renommierte Ökonom Stephan Schulmeister sich im Auftrag der 
KOMPETENZ die (Wahl-)Programme der beiden Parteien näher ange-
sehen und gibt einen Ausblick, worauf sich die ArbeitnehmerInnen wohl 
in den kommenden Jahren einstellen müssen.

Ein Dauerbrenner in der KOMPETENZ ist das Thema Digitalisierung, 
mit dem unterschiedliche Erwartungen, aber auch viele Ängste ver-
bunden sind. Wir haben diesmal den Chefökonomen des Instituts für 
Höhere Studien Martin Kocher zum KOMPETENZ-Gespräch mit Agnes 
Streissler-Führer eingeladen, die in der GPA-djp-Bundesgeschäftsfüh-
rung für Digitalisierung zuständig ist.

Selbstverständlich gibt es auch in dieser Ausgabe der KOMPETENZ 
wieder einen Faktencheck. Diesmal geht es um die Verteilung von Ein-
kommen und Vermögen. Die Linzer Kepler-Universität hat kürzlich mit 
neuen Daten zur Vermögensverteilung aufh orchen lassen und gezeigt, 
dass Vermögen noch wesentlich ungleicher verteilt sind als bisher ange-
nommen. Diese und viele weitere Daten rund um das Thema Verteilung 
fi nden Sie in der aktuellen Ausgabe.  ● 
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Gesundheit ist kein  handelbares GutGesundheit ist kein  
iele nutzen Teilzeitarbeit zur besseren Vereinbarkeit von Arbeit und Familie, Pfl ege oder Weiterbildung. Andere würden gerne Vollzeit arbeiten, bekommen aber nur Teilzeitverträge.  

Trotz hoher Standards in der Versorgung und großer Zufriedenheit der Menschen 
mit dem Gesundheitssystem hat die Politik die soziale Krankenversicherung 
wieder einmal als ihr liebstes Feigenblatt für Einsparungen entdeckt. Abseits 
der öff entlich inszenierten Einsparungsdebatten steigen die berufl ichen und 
sozialen Belastungen für die Beschäftigten im Gesundheitssystem weiter
an. Die Stimmung unter den Beschäftigten ist angespannt. 

Jedes Baby, das in Österreich auf die Welt 
kommt, wird in ein Schutzsystem hineinge-
boren, das umfassende Versorgung und Absi-

cherung im Falle von Krankheit, Alter, Tod oder Ar-
beitsunfall bzw. Berufskrankheit bietet. Die heutige 
Generation musste um dieses System, das die ös-
terreichische Sozialversicherung bereitstellt, nicht 
kämpfen. Unsere Eltern, Großeltern und deren Vor-
fahren haben dieses Herzstück unseres Sozialstaa-
tes aufgebaut. Vielleicht haben deshalb heute viele 
Menschen verlernt, die Vorzüge des Systems zu er-
kennen und auch zu schätzen. So mancher springt 
dann leicht auf den Zug der Kritiker auf, die aktuell 
wieder das Blaue vom Himmel versprechen und das 
Gesundheitssystem unter den Schlagworten Rati-
onalisierungen und Zusammenlegungen billiger, 
besser und gerechter machen wollen.

Bei näherem Hinsehen perlen diese Phrasen an 
den Grundpfeilern des Systems der sozialen Kran-
kenversicherung ab, wie Regen an einer Pelerine. 
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und können daher ihre Ressour-
cen voll und ganz für eine gute 
Versorgung der Versicherten ein-
setzen. 

Private, gewinnorientierte Ver-
sicherungssysteme, die nur einen 
kleinen Teil der Gesundheitsver-
sorgung fi nanzieren, haben dem-
gegenüber einen sehr hohen Ver-
waltungsaufwand. Sie müssen 
viel Geld für Werbung, Marketing 
und Vertrieb ausgeben und Ge-
winne erwirtschaft en.  

FINANZIERUNG GESICHERT
Die Finanzierung der sozialen 

Krankenversicherung basiert auf 
dem Umlageverfahren. Das be-
deutet, dass mit den eingenom-
men Beiträgen direkt die Leistun-
gen, wie beispielsweise Arztbesu-
che oder Medikamente, fi nanziert 
werden. Die Beiträge der Versi-
cherten werden nicht auf den Fi-
nanzmärkten veranlagt, daher 
gibt es kein Finanzmarktrisiko.

Das System der Selbstverwal-
tung ist historisch gewachsen: Die 
Versicherten bzw. Beitragszahle-
rInnen (ArbeitnehmerInnen und 



TITEL Gesundheit
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Das System der Pfl ichtversicherung garantiert, dass alle Menschen 
unabhängig von Einkommen und Vorerkrankungen den gleichen 
Anspruch auf die Leistungen des Gesundheitssystems haben.

ab oder verlangen unverhältnis-
mäßig hohe Beitragszahlungen. 

Das bestehende System der 
Pflichtversicherung begründet 
mit dem Überschreiten der mo-
natlichen Geringfügigkeitsgren-
ze kraft Gesetz den Versiche-
rungsschutz für die betreff enden 
ArbeitnehmerInnen und ihre An-
gehörigen. So sind nahezu 100 
Prozent der in Österreich leben-
den Menschen in das System der 
sozialen Krankenversicherung in-
tegriert. Das System der Pfl icht-
versicherung gewährleistet einen 
gut funktionierenden Risikoaus-
gleich zwischen Menschen, die 
gerade wenig aus dem System 
brauchen, und anderen, die in ge-
wissen Lebensphasen aufwendi-
ge medizinische Behandlungen 
benötigen. Das System funktio-
niert mit einem sehr niedrigen 
Verwaltungsaufwand. Bei uns 
müssen die einzelnen Kranken-
versicherungsträger – anders als 
in Deutschland oder der Schweiz, 
wo das System der Versicherungs-
pfl icht gilt – nicht ständig mitei-
nander im Wettbewerb stehen 

Die solidarische Finanzierung, 
bei der die Höhe der Beiträge von 
der Höhe des Einkommens ab-
hängt, garantiert in unserem Sys-
tem, dass kranke Menschen keine 
höheren Beiträge bezahlen müs-
sen als gesunde. Bei privaten Ver-
sicherungen ist das genau umge-
kehrt. 

Die soziale Krankenversiche-
rung kennt keine Risikenauslese. 
Das bedeutet, dass jede/r Versi-
cherte – unabhängig vom Risiko 
eine bestimmte Krankheit, einen 

Unfall oder Invalidität zu erleiden 
–  abgesichert ist. Private Versiche-
rungen, die Gewinne an ihre Ak-
tionärInnen ausschütten müssen, 
lehnen eine Versicherung für Risi-
kopatientInnen auch einfach mal 

„DIE SOZIALE KRANKEN- 
VERSICHERUNG KENNT IM 
GEGENSATZ ZU PRIVATEN 
VERSICHERUNGEN KEINE 
RISIKENAUSLESE.“ 

6/2017 KOMPETENZ6



ArbeitgeberInnen) verwalten die 
Sozialversicherungsträger selbst. 
Dies bringt eine hohe Identifi ka-
tion der SozialpartnerInnen und 
Versicherten mit „ihrer“ Sozial-
versicherung und hat dazu beige-
tragen, dass sich das System stabil 
entwickelt hat.

Getragen wird das System von 
den derzeit rund 28.000 Beschäf-
tigten in der Sozialversicherung, 
die acht Millionen Versicherte 
betreuen. Sie arbeiten als Verwal-
tungsangestellte, ÄrztInnen, Ar-
beiterInnen oder in Gesundheits-
berufen in eigenen Einrichtun-
gen der Sozialversicherung – also 
in Ambulatorien, Unfallkranken-
häusern oder Rehabilitations-
einrichtungen. Gewerkschafts-
sekretär Rudolf Wagner, der die 
Kollektivverträge für die Beschäf-
tigten der Sozialversicherung mit 
verhandelt, präzisiert: „Die Ange-
stellten in der Sozialversicherung 
leisten jeden Tag wertvolle Ar-
beit an den Menschen und tragen 
sehr wesentlich dazu bei, dass die 
hochwertige medizinische Ver-
sorgung in Österreich erhalten 
bleibt.“ Der große Einsatz im Job 
sollte auch durch spürbare Lohn-
erhöhungen belohnt werden. Für 
2018 wurde eine Steigerung von 
2,25 Prozent verhandelt. Doch 
weitere Verbesserungen lassen 
auf sich warten. „Die bessere An-
rechnung von Vordienstzeiten 
ist ein großes Thema für die Be-
schäft igten. Vor allem aber die 
Wertschätzung für die von den 
Beschäft igten geleistete Arbeit“, 
betont Wagner.

GRENZE DES ERTRÄGLICHEN
Für Michael Aichinger, den 

Zentralbetriebsratsvorsitzenden
der Wiener Gebietskrankenkas-
se und Vorsitzenden des Wirt-
schaftsbereiches Sozialversi-
cherung in der GPA-djp, ist die 
Grenze des Erträglichen in der 
öff entlichen Diskussion bereits 
deutlich überschritten: „Unsere 

Verwaltungsaufwendungen lie-
gen bei maximal 2,3 Prozent des 
Budgets. Verglichen mit 40 ande-
ren Ländern sind wir in der Ad-
ministration am zweitbilligsten. 
Billiger funktioniert die Gesund-
heitsverwaltung nur in Japan, wo 
diese allerdings über die Gemein-
den organisiert ist. Dort gibt es 
übrigens weit über 3.000 Verwal-
tungsstellen – in Österreich sind 
es gerade 21.“ 

Von einer übereilten Zusam-
menlegung der Sozialversiche-
rungsträger hält Aichinger daher 
nichts: „Durch eine Zentralisie-
rung würde langfristig die Versi-
chertennähe leiden und die Be-
treuung der Kunden würde sich 
verschlechtern.“ Eine Studie der 
London School of Economics zei-
ge eindeutig, dass Betreuungsstel-
len vor Ort immer notwendig sei-
en, und dass zentrale Strukturen 
in der Krankenversicherung das 
System teurer machen würden. 
„Monopolisten im Wirtschaft sle-
ben kommen für die Kunden im-
mer teurer. Durch einen zentralen 
Einkauf werden lokale Anbieter 
von Lebensmitteln oder Dienst-
leistungen und auch Handwerker 
benachteiligt und können nicht 
mehr beauft ragt werden“, begrün-
det Aichinger.

KEIN HANDELBARES GUT
Hinter der Diskussion über 

Einsparungen im Verwaltungsbe-
reich ortet Aichinger andere, pri-
vatwirtschaft liche Beweggründe: 
„Hier gibt es ein massives Inte-
resse vonseiten der Wirtschaft , 
profi table Teile unserer Gesund-
heitseinrichtungen zu erwerben. 
Diese Teile will man aus dem Ge-
samtsystem herauslösen und da-
mit Gewinne machen. Die ver-
lustbringenden Zweige will man 
im System belassen.“ Aichinger 
sieht den Gesundheitsmarkt gut 
aufgeteilt, weitere Verschiebun-
gen würden zulasten der Bevöl-
kerung gehen: „Gesundheit ist 

Gesundheit TITEL
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Die Sozialversicherung
macht Tempo

Was sich über viele Jahrzehnte bewährt 
hat, muss sich dennoch weiterentwickeln. 
Der Antrieb dafür sollte allerdings nicht aus 
der Hektik des tagespolitischen Treibens 
kommen. Die Politik denkt in (Wahl-)Zyklen 
von fünf Jahren. Das ist zu kurz für eine Re-
form der Sozialversicherung. Geben wir da-
her der Effi  zienzstudie, die im Spätsommer 
präsentiert wurde und 1.400 Seiten um-
fasst, eine Chance. Die renommierte London 
School of Economics zeigt in dieser Analyse 
nüchtern auf, was gut funktioniert in unse-
rem Gesundheitssystem und was nicht.

 Ich lese aus der Studie aktuell drei große 
Herausforderungen heraus: An erster Stelle 
steht die Angleichung der Leistungen. Jeder 
Versicherte vom Neusiedler- bis zum Bo-
densee soll die gleiche Versorgung erhalten. 
Die Sozialversicherung macht hier Tempo: 
Sie hat 23 Bereiche defi niert, die harmoni-
siert werden sollen und bereits zwei Pakete 
umgesetzt. Das zweite große Projekt ist der 
Ausbau sogenannter Primärversorgungszen-
tren. Sie sollen helfen, die Spitalsambulan-
zen zu entlasten. Die WGKK hat diesen Weg, 
gemeinsam mit der Stadt Wien, schon vor 
Jahren eingeschlagen. Primärversorgungs-
zentren bieten umfassende ärztliche Ver-
sorgung bei Öff nungszeiten von 50 Stunden 
pro Woche. Der dritte Schwerpunkt ist die 
Digitalisierung, dazu zählt etwa der Ausbau 
unserer elektronischen Services. 

 Die Sozialversicherung hat sich keines-
wegs der Stagnation verschrieben. Wir 
werden Prozesse modernisieren und Ver-
sorgungsstrukturen zeitgemäß weiterent-
wickeln, indem wir auf ein gut funktionieren-
des Gesundheitssystem aufb auen, anstatt es 
fahrlässig zu zerschlagen.  

Ingrid Reischl ist 
Obfrau der Wiener 
Gebietskranken-
kasse und leitet 
den Geschäftsbe-
reich Grundlagen 
in der GPA-djp. 
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kein handelbares Gut, es muss all-
gemein verfügbar und für alle fi -
nanzierbar und leistbar bleiben.
Mögliche Einsparungen, die aus 
Zusammenlegungen resultieren 
würden, schätzt Aichinger gering 
ein: „Rechnungshof und Ministe-
rien überprüfen regelmäßig die 
Kosten und Gehälter in der Sozi-
alversicherung. Unsere bestver-
dienenden leitenden Angestell-
ten bekommen rund ein Zehntel 
dessen, was Führungskräft e von 
gleich großen Unternehmen in 
der Wirtschaft  verdienen.“ 

Die Position der Arbeitneh-
mervertreterInnen in der Sozial-
versicherung will Aichinger wei-
ter gestärkt sehen, denn bereits 
jetzt leisten die unselbstständig 
Beschäft igten einen weit höheren 
fi nanziellen Beitrag zum System 
als die Dienstgeber: „Über beste-
hende Selbstbehalte, aber auch 
über allgemeine Steuern, die das 
Spitalssystem speisen, bringen 
die ArbeitnehmerInnen mehr 
als die Hälft e der Finanzmittel 
auf.“ Aktuellen Tendenzen zur 
Abschaff ung der Pfl ichtmitglied-
schaft in Arbeiterkammer und 
Wirtschaft skammer steht Aichin-
ger extrem kritisch gegenüber: 
„Für die Abschaff ung kann nur 
sein, wer in Zukunft  keine gere-
gelten Arbeitsverhältnisse mehr 
haben und auf Weihnachts- und 
Urlaubsgeld verzichten will.“

ARBEITSVERDICHTUNG STEIGT
Die Betriebsratsvorsitzen-

de des PVA-Rehabilitationszen-
trums Großgmain, Karin Kádár, 
befürchtet aufgrund der anhal-
tenden Diskussionen um Kos-
teneinsparungen negative Aus-
wirkungen auf die Beschäft igten. 
Die Stimmung in allen Berufs-
gruppen sei ebenso angespannt 
wie die aktuelle Arbeitssituation: 
„Geplante, weitere Einsparungen 
würden uns massiv betreffen. 

TITEL Gesundheit

System-Manko dargestellt?“ Die 
KollegInnen in den Einrichtun-
gen seien teilweise sehr bedrückt, 
weil ständig vermittelt wird: 
„Deine Arbeit darf nichts kosten.“ 
Kádár fi ndet das verlogen: „Die 
Tatsache, dass Krankenversor-
gung Geld kostet, wird damit rein 
auf das Personal abgewälzt. Hier 
geht es nicht mehr darum, was 
PatientInnen brauchen oder was 
die MitarbeiterInnen bräuchten, 
um die PatientInnen gut betreu-
en zu können. Es geht nur noch 
um Kostenminimierung.“

KEINE THERAPIEROBOTER
Persönlich bedrückt es Kádár, 

dass viele Erkenntnisse, wie Men-
schen lange und gesund im Beruf 
gehalten werden könnten, und 
wie sie nach Krankheitsperio-
den wieder in den Beruf zurück-
kommen können, vom Tisch ge-
wischt werden: „Unsere tägliche 



Bereits jetzt wird der natürliche 
Abgang selten nachbesetzt. Der 
Altersdurchschnitt der Mitarbei-
terInnen im Pfl ege- und Therapie-
bereich ist sehr hoch, die Arbeits-

verdichtung steigt in allen Berei-
chen enorm an.“

Kádár hat Probleme damit, die 
grassierenden neoliberalen Hal-
tungen mit dem Alltag im Ge-
sundheitssystem zu vereinba-
ren: „Die KollegInnen arbeiten 
für und mit PatientInnen. Wa-
rum wird die Arbeit von Men-
schen an anderen Menschen als Fo
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„STÄNDIG WIRD SO
GETAN, ALS WÄRE ES 
UNANSTÄNDIG, SOZIALVER-
SICHERUNGSANGESTELLTE 
ORDENTLICH ZU BEZAHLEN.“
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und es kaum mehr Bereiche der 
Selbstbestimmung für die Be-
schäft igten gibt“: „Wir sind Fach-
kräfte, keine Therapieroboter!“ 
Eine Schlechterstellung der Be-
schäftigten ist für Kádár kein 
gangbarer Weg zur Kostenreduk-
tion: „Ständig wird so getan, als 
wäre es unanständig, Sozialversi-
cherungsangestellte ordentlich 
zu bezahlen. Wir haben ein hohes 
Beschäft igungsniveau, bezahlen 
Steuern und Abgaben, stecken 
unsere Gehälter in den Konsum 
und leisten damit insgesamt ei-
nen hochwertigen volkswirt-
schaft lichen Beitrag, ohne dem 
System Gewinne zu entziehen.“

ANGESPANNTE SITUATION
Die Vorsitzende des Bundes-

ausschusses der Gesundheits-
berufe in der Sozialversicherung 
Martina Kronsteiner bestätigt, 
dass die personelle Situation für 
die Beschäft igten angespannter 
wird: „Der Personalstand ist seit 
vielen Jahren unverändert, die Pa-
tientenzahlen steigen aber kon-
tinuierlich. Der Arbeitsaufwand 
wird deswegen immer höher, weil 
die Menschen immer älter und 
damit pfl egebedürft iger werden.“ 
Viele fragen sich, wie in dieser

Praxis entspricht nicht dem, was 
wir über altersgerechtes Arbei-
ten wissen.“ Beschämt und ver-
wundert ist Kádár darüber, dass 
„die Leistungen der Sozialversi-
cherung für das Gemeinwohl öf-
fentlich schlechtgeredet werden, 
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Arbeitssituation weitere Einspa-
rungen geleistet werden sollten.

Seit 1995 gibt es Einsparungs-
programme bei den Bedienste-
ten der Sozialversicherung, die 
Personalkosten sind gedeckelt. 
Die Auswirkungen der steigen-
den Arbeitsbelastung sind längst 
sichtbar: „Langjährige Mitarbei-
terInnen werden durch den stei-
genden Druck immer weniger 
belastbar. Wir kämpfen auch sehr 
mit Langzeitkrankenständen.“ 

UNSICHERE ZUKUNFT
Die Unsicherheit über die ei-

gene Zukunft ist mittlerweile 
auch in der Belegschaft  spürbar: 
„Nicht zu wissen, wie es mit der 
eigenen Einrichtung weitergeht, 
ob diese eventuell von einem Pri-
vaten übernommen wird, erzeugt 
Angst“, erklärt Kronsteiner. Die 
Gewerkschaft erin warnt vor grö-
beren strukturellen Eingriff en in 
die soziale Krankenversicherung: 
„Vor allem Niedrigverdiener, die 
an der Armutsgrenze leben, wür-
den massiv darunter leiden. Ich 
fürchte unser soziales Netzwerk 
könnte verschwinden, und die Be-
völkerung wird das erst merken, 
wenn das System kaputt ist." 

Andrea Rogy 

Karin Kádár, Betriebsratsvor-
sitzende des PVA-Rehabilitati-
onszentrums Großgmain: „Den 
Beschäftigten fehlt es an Selbst-
bestimmung. Wir sind Fachkräfte, 
keine Therapieroboter!“

Rudi Wagner, Wirtschaftsbe-
reichssekretär: „Die Beschäftigten 
brauchen Wertschätzung für Ihre 
tägliche Arbeit.“

Michael Aichinger, Zentralbe-
triebsratsvorsitzender der WGKK: 
„Die ArbeitnehmerInnen bringen 
über bestehende Selbstbehalte 
und allgemeine Steuern, die das 
Spitalssystem speisen, mehr als 
die Hälfte der Finanzmittel für das 
Gesundheitssystem auf.“

Martina Kronsteiner, Vorsitzen-
de des Bundesausschusses der 
Gesundheitsberufe in der Sozial-
versicherung: „Ich fürchte unser 
soziales Netzwerk könnte ver-
schwinden, und die Bevölkerung 
wird das erst wahrnehmen, wenn 
das System kaputt ist.“

Es ist eine Tatsache, 
die sich nicht wegleug-
nen lässt, dass eine gute 
Krankenversorgung auch 
Geld kostet. Einsparun-
gen führen zu schlechte-
rer Versorgung.
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Alles muss sich verändern
Laut dem überwiegenden Teil der Meinungsforschung ist klar: Ausschlaggebend für 
das Wahlergebnis vom 15. Oktober ist der Wunsch nach Veränderung, der genährt 
wird von einem hohen Grad an empfundener Unzufriedenheit und Unsicherheit.
Ein Kommentar von Wolfgang Katzian

Nun haben die Regierungsverhandlungen zwar 
begonnen, die neue Bundesregierung steht je-
doch derzeit (Nov. 2017) noch nicht fest. Für uns 
gilt aber jedenfalls weiterhin: Die Gewerkschaft 
beurteilt jede Regierung danach, was sie bereit 
ist für die ArbeitnehmerInnen zu tun.

Noch warten die im Wahlkampf präsentierten 
Pläne auf eine Konkretisierung – insbesondere 
wie die Senkung der Steuerquote auf 40 Pro-
zent gegenfi nanziert werden soll. Wie auch vor 
der Wahl geht man derzeit inhaltlich nicht in die 
Tiefe, sondern bleibt auf der sicheren Oberfl ä-
che. Viel Energie wird in „Vorwahlmanier“ in die 
Inszenierung von Ereignissen und Personen in-
vestiert. Konkrete Inhal-
te haben da keinen Platz 
und laufen Gefahr, nicht 
ausreichend diskutiert zu 
werden.

Zuletzt war auch von 
einer Reform der Sozi-
alpartnerschaft zu le-
sen. Gemeint ist damit 
aber wohl die Frage der 
Pfl ichtmitgliedschaft in den Kammern. Denn die-
se ist in der Tat eine, die der Gesetzgeber ent-
scheiden kann. Aus gutem Grund hat er diese 
Strukturen auch in der Verfassung verankert und 
damit ihren Stellenwert zum Ausdruck gebracht: 
Kammern sind demokratische Selbstverwal-
tungsorgane, keine Lobbyorganisationen. 

Für die ArbeitnehmerInnen ist übrigens nicht 
nur die Arbeiterkammer wichtig, sondern auch 
die Wirtschaftskammer. Durch die gesetzliche 

Mitgliedschaft der Unternehmen in der Wirt-
schaftskammer sind Kollektivverträge für sie 
bindend. Nur dadurch können sich nahezu 98 
Prozent der ArbeitnehmerInnen in Österreich 
auf ein kollektivvertragliches Weihnachts- und 
Urlaubsgeld sowie ein Mindestgehalt verlassen.

Wer Kammern abschaff en will, nimmt in Kauf, 
dass diese Sicherheit zerstört wird. Wenn man 
das will, muss man es sagen. Wer aber glaubt, 
dass damit die gewerkschaftliche Mitbestim-
mung elegant ausgeschaltet werden kann, der 
irrt. Und wir werden – wenn der Gesetzgeber 
„Reformen“ macht, die die Grundlagen der so-
zialen Sicherheit untergraben – dagegenhalten. 

Mit allen gewerkschaftlichen 
Mitteln.  

Auch wir glauben im Üb-
rigen an die Notwendigkeit 
von Veränderung. Die zuneh-
mende Prekarisierung am 
Arbeitsmarkt, die wachsen-
de Ungleichverteilung von 
Einkommen und Vermögen, 
die eklatante Einkommens-

ungleichheit zwischen Männern und Frauen oder  
die riesigen Steuerschlupfl öcher für Milliardä-
re sind nur eine paar der Bereiche, die geradezu 
nach Veränderung schreien. 

Wenn hier sinnvolle Maßnahmen gelingen, sind 
wir jederzeit  gerne bereit diese mitzutragen – 
egal welche Bundesregierung sie beschließt. Ich 
bin überzeugt, dass so auch die berechtigte Ver-
unsicherung in Teilen der Bevölkerung reduziert 
würde.  

Wolfgang Katzian 
ist Vorsitzender der 
GPA-djp, Vorsitzender 
der Fraktion Sozial-
demokratischer 
GewerkschafterInnen 
im ÖGB, Abgeordneter 
zum Nationalrat und 
Mitglied im Welt-
vorstand des Union 
Network International.
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„MEHR ALS 
97 PROZENT DER 
ARBEITNEHMERiNNEN 
KÖNNEN SICH AUF 
EINEN KOLLEKTIV-
VERTRAG VERLASSEN.“ 
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Weihnachtsgeld GESCHICHTE
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HISTORISCHES

Geschichte des Weihnachtsgelds
Aus historischer Sicht stammt das Weihnachtsgeld (und auch 
das Urlaubsgeld) von freiwilligen Zahlungen ab, die manche 
Fabriksbesitzer im 19. Jahrhundert ihren Beschäftigten zu 
besonderen Gelegenheiten zukommen ließen. Im Jahr 1954 
wurden erstmals sogenannte Urlaubsbeihilfen in einigen Bran-
chen kollektivvertraglich verankert. In den folgenden Jahren wur-
de dies immer weiter ausgebaut. Ende der 50er-Jahre
hatten bereits die meisten Angestellten einen kollektivvertrag-
lichen Anspruch auf volle 14 Gehälter. Die heutige noch gülti-
ge Steuerbegünstigung für das 13. und 14. Monatsgehalt wurde 
1972 eingeführt. 
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KOMPETENZ: Frau Streissler-Führer, Digitalisie-
rung wird oft kritisch gesehen. Aber wo liegen ei-
gentlich die Vorteile?
Streissler-Führer: In Österreich sind in den vergan-

genen 20 Jahren durch die Digitalisierung mehr 
Arbeitsplätze dazugekommen als weggefallen. 
Problematisch ist, wenn die Digitalisierung nur 
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Digitalisierung 
als Chance

Martin Kocher, wissenschaftlicher Direktor des IHS, und 
Agnes Streissler-Führer, Mitglied der GPA-djp-Bundesgeschäftsführung,
im KOMPETENZ-Gespräch über Nutzen und Risiken der Digitalisierung.

dazu verwendet wird, sehr profi torientierte, kurzfristig aus-
gerichtete Geschäft smodelle zu unterstützen und so zur 
Prekarisierung und Unsicherheit am Arbeitsmarkt beiträgt. 
Man muss auf das Dreieck achten zwischen Digitalisie-
rung, Globalisierung und Finanzialisierung, also der star-
ken Dominanz von Finanzmärkten, die diese kritischen 
Entwicklungen begünstigen. Den technologischen Fort-
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KOMPETENZ: Woran liegt es, dass die Digitali-
sierung in Österreich unterdurchschnittlich vor-
anschreitet?
Kocher: Wir sind nicht so technologieaffi  n wie an-

dere Länder. Die USA haben einen riesigen Vor-
teil durch die Größe: Der Heimmarkt zum Aus-
testen etwa von Sharing-Angeboten ist schon so 
groß, dass viel leichter in die ganze Welt expan-
diert werden kann. Österreich, selbst der gesamte 
deutschsprachige Raum hat einen vergleichswei-
se kleinen Heimmarkt.

Streissler-Führer: Wo Österreich gemeinsam mit 
Deutschland sehr gut ist, ist der gesamte Bereich 
der Industrie 4.0. Ich habe hervorragende Indust-
riebetriebe besucht, die in der Produktion selbst 
bereits hoch automatisiert und digitalisiert sind 
und wichtige Produkte für die digitalisierte Welt 
herstellen, wie Sensoren, Halbleiter usw. Was Eu-
ropa nicht so macht wie die USA, ist vollkommen 
neue Unternehmen aus dem Boden zu stampfen. 
Europa transformiert seine althergebrachten In-
dustriebetriebe in die digitale Welt. Diese Betrie-
be sind dann trotzdem Frontrunner.

KOMPETENZ: Was wäre in Österreich noch zu 
tun, damit auch ArbeitnehmerInnen von der Digi-
talisierung profi tieren?
Streissler-Führer: Wir müssen bei den Qualifi kati-

onen ansetzen. Nur so sind wir in der Lage, mit 
den Veränderungen kritisch mitzugehen und die 
Vorteile herauszuholen. In der Schule sind das 
Kompetenzen wie die Medien-Kompetenz, sozia-
le Kompetenzen und interkulturelle Kompetenz, 
aber auch Kompetenzen, die mit Projektarbeit zu 
tun haben, weil sich mit der Digitalisierung auch 
Arbeitsstrukturen verändern. Außerdem haben 
wir vier Millionen ArbeitnehmerInnen, von de-
nen sich viele schwer tun mit Veränderungen des 
Arbeitsmarktes. Hier müssen wir auf die berufl i-
che Aus- und Weiterbildung achten. Das heißt, es 
haben auch die UnternehmerInnen eine Verant-
wortung: Wenn wir durch die Digitalisierung ler-
nende Unternehmen möchten, bedeutet das, so-
wohl in die Maschinen als auch in die Menschen 
zu investieren.

Kocher: Da liegen wir nicht weit auseinander. Die 
Digitalisierung müssen die UnternehmerInnen 
und die ArbeitnehmerInnen mittragen. Das grö-
ßere politische Problem ist, dass etwa 15–20 Pro-
zent der ArbeitnehmerInnen abgehängt werden 
könnten, weil ihre Fähigkeiten nicht mehr für 
das  reichen, was man jetzt bräuchte. Ansonsten 

Digitalisierung INTERVIEW



schritt an sich hat die Gewerkschaft  immer unterstützt. 
Aber er darf nicht nur den Kapitalinteressen nützen.

KOMPETENZ: Herr Kocher, Sie haben eine Studie des Ins-
tituts für Höhere Studien (IHS) präsentiert, wonach in Ös-
terreich neun Prozent der Jobs durch Digitalisierung ver-
loren gehen werden. Ist es wirklich so dramatisch?
Kocher: Wir haben in dieser Studie das Destruktionspotenzi-

al berechnet und kommen auf circa 360.000 Arbeitsplätze, 
die in Österreich durch die Digitalisierung verloren gehen 
könnten. Allerdings wird dabei nicht berücksichtigt, wel-
che Jobs dadurch geschaff en werden. Das ist viel schwie-
riger zu berechnen. 
Was man sich nur schwer vorstellen kann ist, dass Öster-
reich generell ein Leader bei der Digitalisierung wird. Da 
sind andere Länder aus Asien oder die USA vorneweg. 
Aber auch als Follower kann man positive Arbeitsplatz-
eff ekte haben.
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läuft  es sehr gut in Österreich. Vielleicht könnte 
man da und dort manche Veränderung schnel-
ler hinbekommen. Hinsichtlich Teleworking und 
Homeoffi  ce ist Österreich 
sogar um einiges weiter 
als Deutschland. Vielleicht 
nicht so weit wie Schwe-
den oder Holland, aber 
wir haben da einen Kul-
turwandel hinbekommen. 
Von 8 bis 17 Uhr ins Büro 
zu gehen, ist nicht mehr 
das Standardmodell. Das 
bricht ein wenig auf  – was 
natürlich Vor- und Nach-
teile hat. 

KOMPETENZ: Die Verteilungsfrage ist Ihnen, 
Frau Streissler-Führer, ja dabei ein besonderes 
Anliegen.
Streissler-Führer: Genau. Was ich nicht will, ist eine 

unfreiwillige Ungleichverteilung in der Arbeits-
zeit, dass vor allem Frauen in Teilzeit arbeiten 
müssen. Wir sehen bei den ArbeitnehmerInnen, 
dass die fl exibleren Arbeitszeitgrenzen, das Ver-
schwimmen von Freizeit und Arbeit ineinander, 
tendenziell dazu genützt wird, dass Männer ihre 
Arbeitszeit karrieremäßig gut einteilen. Die ge-
samte Vereinbarkeit von Familie und Beruf bleibt 
aber an den Frauen hängen, die zum Teil in Teil-
zeitarbeitsplätze gezwungen werden. Das betrifft   
auch Teleworking von zu Hause aus. Ich fi nde 
es gut, wenn Menschen selbstbestimmt mitent-
scheiden können, wie, wann und wo die Arbeit 
stattfi ndet. Aber man muss sehr genau hinschau-
en, was die tatsächlichen Auswirkungen sind. Ho-

meoffi  ce-Arbeit muss wirklich etwas mit Selbst-
bestimmung zu tun haben und soll nicht vorge-
fertigte Rollenmuster verstärken.

Kocher: Deshalb habe ich Schweden als Beispiel ge-
nannt. Da gibt es auch keine Arbeitstreff en mehr 
nach 17 Uhr, was eine bessere Auft eilung der Fa-
milienarbeit über die Geschlechter hinweg er-
möglicht.

KOMPETENZ: Österreich hat im zweiten Halbjahr 
2018 die EU-Präsidentschaft. In welchen Punk-
ten sollte sich die Bundesregierung dann beson-
ders stark machen, um sie europaweit voranzu-
bringen?
Kocher: Ich glaube, dass gerade der Steuerbereich 

wichtig ist. Der Finanzminister oder die Finanz-
ministerin wird hier extrem gefordert sein. Es 
geht um Steuerharmonisierung, um die digita-
le Betriebsstätte, nach der Steuern eingehoben 
werden sollten, die Brexit-Verhandlungen, den 
europäischen Finanzrahmen usw. Darüber hin-
aus sind bei der Digitalisierung viele Fragen vor 

allem national zu lösen, etwa 
Bildungsfragen oder Arbeits-
marktpolitik. Eine gemein-
same Frage wird tatsächlich 
sein, wie die Eurozone aus-
gestaltet wird; da gibt es ja 
Überlegungen bis hin zu ei-
ner europäischen Arbeits-
losenversicherung mit sehr 
unterschiedlichen Meinun-
gen dazu. Es ist durchaus 
sinnvoll, auf EU-Ebene mehr 

Geld zur Verfügung zu haben, um eine sinnvol-
le Budgetpolitik unterstützen oder gewisse Un-
gleichgewichte ausgleichen zu können.

Streissler-Führer: Aus meiner Sicht hat Österreich 
einen großen Export-Schlager, den man auch Eu-
ropa erzählen kann – und das ist die Sozialpart-
nerschaft . Wir wissen seit vielen Jahrzehnten, 
wie man den Arbeitsmarkt ausgestaltet und den 
Wirtschaft sstandort weiterentwickelt. Ich würde 
mir von der österreichischen EU-Präsidentschaft  
Überlegungen wünschen, wie wir die Verände-
rungen durch die Digitalisierung gemeinsam ge-
stalten können. Dass gute Arbeit in der Digitali-
sierung möglich ist, wenn es einen tragfähigen 
Dialog zwischen ArbeitgeberInnen und Arbeit-
nehmerInnen sowohl auf der betrieblichen als 
auch auf der kollektivvertraglichen Ebene gibt. 
Insofern sollte Österreich die EU-Ratspräsident-
schaft  unter den Schwerpunkt „Sozialpartner-
schaft  4.0“ stellen.  ●

Moderation: Heike Hausensteiner

„ES GEHT UM STEUER-
HARMONISIERUNG, UM 
DIE DIGITALE BETRIEBS-
STÄTTE, NACH DER 
STEUERN EINGEHOBEN 
WERDEN SOLLTEN.“ 
MARTIN KOCHER

INTERVIEW Digitalisierung

ZU DEN PERSONEN

Agnes 
Streissler-Führer 
ist Mitglied der 
GPA-djp-Bundes-
geschäftsführung, 
zuständig für Digitali-
sierung. Davor war die 
studierte Volkswir-
tin jahrelang in der AK 
Wien beschäftigt. Von 
2009 bis 2016 führte 
sie eine wirtschafts-
politische Beratungs-
agentur.

Martin Kocher 
ist wissenschaftli-
cher Direktor des Ins-
tituts für Höhere Stu-
dien. Außerdem ist er 
Professor für Volks-
wirtschaftslehre an 
der Ludwig-Maximi-
lians-Universität in 
München. Seine For-
schungsgebiete liegen 
auf dem Gebiet der 
Verhaltensökonomik, 
der experimentellen 
Wirtschaftsforschung 
und der Sportöko-
nomie.
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14 Milliarden
Euro im Jahr müssen eingespart werden, wenn die
Abgabenquote in Österreich von 43 auf 40 Prozent 
gesenkt wird. Das entspricht den gesamten Jahres-
ausgaben für Arbeitslosengeld + Notstandshilfe + 
Ausgleichszulage + Kinderbetreuungsgeld + Famili-
enbeihilfe + Pfl ichtschulen. 

5.700,000.000 

160.000 
Kurzzeit-Arbeitslose verzeichnete 
das AMS im vergangenen Jahr. 
1990 waren es noch 90.000 Personen. 

13 Millionen
Euro an Steuern soll Irland 
von Apple nachfordern. 

250 Millionen
Euro an Steuern soll Amazon in Luxemburg 
nachzahlen, fordert die EU-Kommission. 

450,000.000
Euro kostet die Kurzzeitarbeitslosigkeit im 
Jahr. Immer mehr Arbeitgeber sparen Kosten, 
indem sie die Beschäftigten für ein paar Mona-
te kündigen, um sie dann wieder einzustellen.  

Euro könnte man mit einer Vermögenssteuer mit einem Freibetrag von einer Million 
EURO und mit Steuersätzen zwischen 0,7 und 1,5 Prozent erzielen. 

des tatsächlichen Steuerauf- 
kommens gehen in Deutschland 
durch Steueroasen verloren. 
Deutschland ist damit im 
europäischen Vergleich 
Hauptverlierer durch Steuertricks. 

32 %
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Beide Parteien wollen Steu-
ern und Staatsausgaben 
senken und damit die 

Staatsquote auf 40 Prozent re-
duzieren, beide wollen Familien 
mit Kindern steuerlich wesent-
lich stärker begünstigen als bis-
her, beide wollen die Mindestsi-
cherung reduzieren, beide wollen 
die Lohnnebenkosten verringern 
und beide wollen den Einfl uss der 
Sozialpartner beschränken.

Das scheint attraktiv für die 
meisten (außer den Ärmsten), ist 
es aber nicht. Denn der Gesamtef-
fekt wird in einer markanten Um-
verteilung zu den Bestgestellten 
führen, das unterste Drittel wird 
von den Steuersenkungen nicht 
profi tieren, die große Mehrheit 
aber durch die – unvermeidliche 
– Senkung der Sozialausgaben 

 Was hat Österreichh
 von der neuenn

 Regierung zu erwarten??

Zur Beantwortung dieser Frage hilft ein Blick auf die 
Gemeinsamkeiten der Wahlprogramme von ÖVP und FPÖ. 

Gastkommentar von Stephan Schulmeister

belastet, und zwar umso mehr, je 
geringer das Einkommen ist. Das 
lässt sich leicht belegen.

LOHN- UND 
EINKOMMENSSTEUER

Die ÖVP möchte die Steuer-
sätze in den ersten drei Stufen 
auf 20 Prozent, 30 Prozent und 
40 Prozent senken, nicht aber in 
den beiden obersten Stufen (das 
ist „politische Kosmetik“, denn 
die höheren Einkommen profi -
tieren auch von der Senkung in 
den unteren Stufen). Die 34 Pro-
zent Einkommensschwächsten 
profi tieren hingegen gar nicht, 
weil sie zu wenig verdienen, um 
Steuern zu zahlen (Pensionisten: 
40 Prozent, Frauen: 45 Prozent, 
Landwirte: 70 Prozent). Bis zum 
Median-Einkommen von etwa 

1.700 Euro (brutto 14-mal) sind 
die Entlastungen gering. Die „är-
mere“ Hälft e der ÖsterreicherIn-
nen würde also wenig bis nichts 
bekommen. Danach steigt die 
Entlastung bis zu einem Monats-
einkommen von 6.000 Euro auf 
1.600 Euro pro Jahr.

Die FPÖ möchte die Steuern 
in etwa gleichem Ausmaß senken 
wie die ÖVP, konkretisiert das 
aber nicht.

KÖRPERSCHAFTSSTEUER AUF 
NICHT ENTNOMMENE GEWINNE

Die ÖVP möchte diese strei-
chen, die FPÖ halbieren. Das 
wird die Finanzinvestitionen der 
nicht-fi nanziellen Unternehmen 
befl ügeln, seit mehr als 30 Jahren 
haben sie diese – in allen Indus-
trieländern – zulasten der Real-

GASTKOMMENTAR Regierungsverhandlungen
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kommen fast nichts, insbesonde-
re kinderreiche Familien werden 
den Bonus kaum nützen können.

Die FPÖ möchte ein „Split-
tingsystem“ einführen: Das Fa-
milieneinkommen wird durch 
die Zahl der Mitglieder geteilt 
(abgestuft  nach Partner und Alter 
der Kinder) und dieser Betrag ist 
Grundlage der Besteuerung. Ei-
genständige Erwerbstätigkeit der 
Frauen wird dadurch massiv be-
nachteiligt. 

STAATSEINNAHMEN SENKEN 
Insgesamt wollen ÖVP und 

FPÖ so die Staatseinnahmen um 
12 bis 14 Milliarden Euro pro Jahr 
senken. Dennoch soll das Defi zit 
nicht steigen: Die Steuersenkun-
gen würden laut ÖVP das Wirt-
schaft swachstum so stark erhö-
hen, dass vier bis fünf Milliarden 
Euro zusätzliche Einnahmen ent-
stünden. Zusätzlich sollen durch 
„eine vernünft ige Ausgabenbrem-
se“ bis zu fünf Milliarden Euro 
und durch „verbesserte Systemef-
fi zienz“ vier Milliarden Euro ein-
gespart werden. Die FPÖ rechnet 
mit einer ähnlich hohen Gegenfi -
nanzierung und benennt explizit 
eine Kürzung der Sozialausgaben 
um fünf Milliarden Euro. 

Tatsächlich werden die Wachs-
tumseffekte viel geringer sein, 
weil die Steuersenkungen den 
Besser- und Bestverdienern zu-
gute kommen (sie geben davon 
nur einen relativ kleinen Teil wie-
der aus). Außerdem hat man auf 
die negativen Wachstumseff ekte 
der Ausgabenkürzungen gänzlich 
vergessen. 

Da die ÖVP die Staatsausga-
ben real stagnieren lassen will (sie 

sollen nur im Ausmaß der Infl ati-
on steigen) und bei der Sicherheit 
nicht sparen wird, muss auch sie 
im Sozialbereich kürzen. Ausge-
sprochen wird das aber (bisher) 
nicht.

SOZIALABBAU 
Nur bei der Mindestsicherung, 

insbesondere für Flüchtlinge, 
bestätigt auch die ÖVP den So-
zialabbau. Denn der Abstand zu 
den „Leistungsbereiten“ müsse 
größer werden. Doch was hat ein 
Geringverdiener davon, wenn ei-
ner noch schwächeren Person – 
meist alleinerziehende Mütter – 
die Existenzgrundlage entzogen 
wird? Wenn Asylberechtigte fünf 
Jahre lang nur die Hälft e des Exis-
tenzminimums bekommen (560 
Euro), fördert man Kleinkrimina-
lität und das lässt sich dann poli-
tisch verwerten.

Politisch wird die neue Re-
gierung die Sozialpartnerschaft  
schwächen, insbesondere die Ar-
beitnehmerInnenvertretung. Sie 
wird dies aber nicht durch Ab-
schaffung der Pflichtmitglied-
schaft in der Arbeiterkammer 
tun – gelte dies nicht auch für 
die Wirtschaft skammer, wäre die 
Optik zu schlecht. Doch mit dem 
Argument der Entlastung der Ar-
beitnehmerInnen und der Lohn-
nebenkosten, wird man die Arbei-
terkammerbeiträge senken. Wür-
den sie um 50 Prozent reduziert, 
könnte die AK die Beratung ih-
rer Mitglieder und ihre sonstigen 
ExpertInnen nicht mehr fi nanzie-
ren. Das wäre ein politisch oppor-
tuner „Nebeneff ekt“. ●

Regierungsverhandlungen GASTKOMMENTAR

„POLITISCH WIRD DIE 
NEUE REGIERUNG DIE 
SOZIALPARTNERSCHAFT 
SCHWÄCHEN, INSBESON-
DERE DIE ARBEITNEH-
MERVERTRETUNG.“

investitionen ausgeweitet (der 
wichtigste Grund für die unzurei-
chende Schaff ung „normaler“ Ar-
beitsplätze). In Österreich haben 
sie bisher 250 Milliarden Euro an 
Wertpapieren akkumuliert. Die-
se Steuersenkung kommt den 
Reichsten zugute (nur vier Pro-
zent aller Haushalte sind mit 
mehr als 100.000 Euro an Kapital-
gesellschaft en beteiligt).

FAMILIENFÖRDERUNG
Für jedes Kind plant die ÖVP 

einen Steuerbonus von 1.500 
Euro pro Jahr. Allerdings kommt 
eine Person mit zwei Kindern 
erst ab einem Monatseinkommen 
von 2.500 Euro (14-mal) in den 
vollen Genuss (25 Prozent der Er-
werbstätigen), die Kinder der 50 
Prozent „ärmeren“ Menschen be-

ZUR PERSON

Stephan 
Schulmeister ist 
unabhängiger Wirt-
schaftsforscher in 
Wien. Er war seit 1972 
am WIFO tätig im 
Bereich „mittelfristige 
Prognose, längerfris-
tige Wirtschaftsent-
wicklung, Finanzmärk-
te und internationaler 
Handel“.
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Metallindustrie: Zeit war’s 
Die Beschäftigten in der Metallindustrie können sich über eine 

Erhöhung ihrer Löhne und Gehälter um drei Prozent freuen. 

Für jene, die schon länger 
bei den Kollektivvertrags-
verhandlungen der Metall-

industrie dabei sind, war diese 
Runde des Jahres 2017 eine ganz 
besondere. 

Geendet hat die Runde nach 
insgesamt über 50 Verhand-
lungsstunden mit einem sehr er-
freulichen Ergebnis. Neben der 
linearen Anhebung der Ist- und 
KV-Löhne und - Gehälter um 
drei Prozent gibt es auch eine 
nunmehr vollständige Anrech-
nung der Karenzzeiten und eine 
schrittweis Anhebung der Vergü-
tung der Reisekosten bei Dienst-
reisen in die neuen EU-Länder. 
Beides waren zentrale Forderun-
gen der Gewerkschaft en, die teil-
weise schon jahrelang bestanden 
und erst jetzt umgesetzt werden 
konnten.

„ÜBERHOLTE RITUALE“
Die Arbeitgeberseite, konkret 

die Verhandler des Fachverbands 
der Metalltechnischen Indust-
rie hat wiederholt Kritik an den 
„überholten“ Ritualen vorge-
bracht. Dabei wurden haben ge-
nau diese Personen sie selbst mit-
verursacht. Es waren die Arbeit-

geber, die in einer Hinhaltetaktik 
über viele Runden hinweg nicht 
Willens waren, ein konkretes An-
gebot zu legen und die off enba-
ren wirtschaft lichen Rahmenbe-
dingungen und die Infl ationsrate 
nicht zur Kenntnis nehmen woll-
ten. Dies war eine der wesentli-
chen Ursachen für die Länge die-
ser Verhandlungsrunde, die sich 
von den Gewerkschaft en so nie-
mand gewünscht hat.

GROSSE KAMPFBEREITSCHAFT
Eine der bemerkenswertesten 

Tatsachen war das, was sich in die-
sen Wochen in den Betrieben der 
Metallindustrie abgespielt hat. 
Schon vor dem Start der Verhand-
lungen wurden die Beschäft igten 
eingeladen, auf www.dubistge-
werkschaft .at das Forderungspro-
gramm zu unterstützen. Tausen-
de Beschäft igte posteten Bilder 
ihrer betrieblichen Aktionen. Als 
es aufgrund der fortdauernden 
Blockadehaltung der Arbeitgeber 
zu Betriebsversammlungen und 
Streikbeschlüssen kam, berichte-
ten die BetriebsrätInnen unisono, 
dass sie noch nie eine so starke 
Beteiligung und eine so kämp-
ferische Stimmung erlebt hät-

ten. Genau dieses Momentum 
ließ die Arbeitgeber schließlich 
einlenken:  Sie stimmten einem 
den wirtschaft lichen Rahmenbe-
dingungen entsprechenden Ab-
schluss zu. Neben dem Geschick 
des Verhandlungsteams rund 
um Rainer Wimmer (PRO-GE) 
und Karl Dürtscher (GPA-djp) 
und dem entschlossenen Agie-
ren der BetriebsrätInnen waren 
es die tausenden Beschäft igten, 
die durch ihr solidarisches Han-
deln, diesen Abschluss möglich 
gemacht haben.

SCHLUSSFOLGERUNGEN 
Daraus gilt es nun Schlussfol-

gerungen für künft ige Auseinan-
dersetzungen zu ziehen, die mit 
Sicherheit auf  die Gewerkschaft s-
bewegung zukommen: Die Ge-
werkschaft en genießen off enbar 
hohes Vertrauen, wenn es darum 
geht, elementare Rechte und eine 
Verhandlungspartnerschaft auf 
Augenhöhe zu erkämpfen. Darauf 
lässt sich aufb auen. Gerade jetzt 
ist auch ein guter Zeitpunkt, Kol-
legInnen, Bekannte und Freunde 
auf eine Mitgliedschaft  in der Ge-
werkschaft  anzusprechen.  ●

Martin Panholzer

Karl Dürtscher, stv. 
Bundesgeschäftsfüh-
rer der GPA-djp: „Der 
Abschluss bedeutet 
bei einer Infl ationsrate 
von 1,9 Prozent einen 
deutlichen Reallohnzu-
wachs. Hinzu kommen 
Verbesserungen bei 
Auslandsdienstreisen 
und bei der Karenzan-
rechnung.“ Fo
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Gehaltsplus, bessere Bildungschancen, 
Aus für unbezahlte Praktika

Mitgliederinformation. Der Mitglieds-
beitrag beträgt 1 Prozent des Bruttoge-
halts, maximal aber 32,10 Euro. 

•  Arbeitslose, Zweitmitgliedschaft en, 
unbezahlte Freistellungen sowie vor-
zeitiger Mutterschutz: 1,80 Euro pro 
Monat

•  Geringfügig Beschäft igte: 
2 Euro pro Monat

•  Präsenzdiener, Zivildiener, Kinder-
geldbezieherInnen ohne Vormitglied-
schaft : 1,80 Euro pro Monat

•  SchülerInnen/StudentInnen: 12 Euro 
pro Jahr 

•  Außerordentliche Mitglieder:  21,60 
Euro pro Jahr

•  PensionistInnen: 3 Euro pro Monat 
bzw. 36 Euro pro Jahr

•  PensionistInnen-JournalistInnen mit 
Presseausweis:  8 Euro pro Monat

•  Atypisch Beschäft igte, Werkvertrags-
nehmerInnen, freie DienstnehmerIn-
nen sowie

•  freie JournalistInnen mit Presseaus-
weis: 1 Prozent vom Bruttogehalt,  
mindestens 10 Euro pro Monat

Beitragsfreiheit gilt während: 
Elternkarenz, Bildungskarenz, 
Zivildienst, Präsenzdienst, Krankheit 
(im aufrechten Dienstverhältnis)
 ohne Gehaltsbezug.    

GPA-DJP

Neuer Mitgliedsbeitrag 
2018  

ARBEITSINSPEKTORATE

Betriebsräte zufrieden

Befragung. Fast 70 Prozent der 
Betriebsratsvorsitzenden sind der 
Ansicht, dass die Zusammenar-
beit mit dem Arbeitsinspektorat 
sehr wichtig ist. Das bestätigt eine 
Befragung des Instituts für Sozi-
al- und Wirtschaft swissenschaf-
ten (ISW), die unter Betriebsrats-
vorsitzenden und Sicherheitsver-
trauenspersonen durchgeführt 
wurde.
32 Prozent der Betriebsratsvorsit-
zenden und 44 Prozent der Sicher-
heitsvertrauenspersonen hatten 
noch keinen Kontakt mit dem Ar-
beitsinspektorat – trotz der Ver-
pfl ichtung des Arbeitgebers, den 
Betriebsrat bei Kontrollen beizu-
ziehen. Die, die bereits in Kontakt 

mit dem Arbeitsinspektorat wa-
ren, zeichnen ein durchwegs posi-
tives Bild: 84 Prozent der Betriebs-
ratsvorsitzenden und 87 Prozent 
der Sicherheitsvertrauensperso-
nen (die vom Arbeitgeber bestellt 
werden) bewerten die Zusam-
menarbeit positiv.      
Immerhin 44 Prozent der 
Betriebsratsvorsitzenden wün-
schen sich häufi gere Kontrollen. 
Die Änderungsvorschläge seitens 
des Arbeitsinspektorats sind laut 
89 Prozent der Betriebsratsvor-
sitzenden sehr gut oder eher gut 
umsetzbar. Bei den Sicherheits-
vertrauenspersonen vertreten 86 
Prozent diese Meinung. 
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Kollektivvertrag. Die Sozial-
partner im Handel einigten 
sich nach drei Verhandlungs-
runden auf eine Gehaltserhö-
hung sowie ein Bildungspa-
ket für die MitarbeiterInnen. 
Die Gehälter der Gehaltsordnung 
ALT werden um 2,35 bis 2,6 Pro-
zent erhöht – mindestens jedoch 
um 40 Euro. Im neuen Gehalts-
system wurde das Einstiegsge-
halt auf 1.636 Euro erhöht.   Lehr-
linge bekommen mindestens 

20 Euro mehr. Das Bildungs-
paket stellt die berufsbeglei-
tende Bildung auf neue Beine: 
Der Zugang zu Weiterbildung 
wird erleichtert, weil Arbeitge-
ber bei rechtzeitiger Bekannt-
gabe (zwei Monate vorher) dar-
auf Rücksicht nehmen müssen. 
Vereinbart wurde schließlich auch 
das Aus für unbezahlte Pfl icht-
praktika: Ab 1. Jänner gelten klare 
Regelungen zu Entlohnung und 
Vertragsgestaltungen.  
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E s gibt nicht viele Branchen 
in Österreich, in denen es 
keinen Kollektivvertrag 

gibt. Der Bereich Tiermedizin ist 
jedoch ein solcher: Wer als Ange-
stellte/r bei einem Veterinär ar-
beitet, dessen Arbeitsalltag wird 
einzig und allein durch seinen 
Arbeitgeber, seine Arbeitgeberin 
bestimmt. Seit 2012 gibt es zwar 
einen Mindestlohntarif, der in-
zwischen auch von der Tierärzte-
kammer als Empfehlung an ihre 
Mitglieder weitergegeben wird. 
Doch dieser ist niedrig. Wer zu ar-

beiten beginnt, erhält für 40 Wo-
chenstunden 1.900 Euro brutto, 
ab dem siebenten Monat gibt es 
2.050 Euro brutto, ab dem dritten 
Jahr dann 2.300 Euro.

Was aber wäre ein adäquates 
Gehalt? Und wo hakt es sonst 
noch? 2011 formierte sich die 
Plattform „Junge Tierärzte“. „Hier 
versammelten sich junge Tierärz-
te und Tierärztinnen, die mit den 
Arbeitsbedingungen unzufrieden 
waren“, erzählt Sabine Eigelsrei-
ter. Sie selbst hat viele Jahre in ei-
ner Rinderpraxis am Land, später 

in einer Kleintierpraxis in Wien 
gearbeitet. Derzeit ist sie in Ka-
renz – sie erwartet in Kürze ihr 
zweites Kind. Auch ihre Platt-
form-Kolleginnen Karoline Pa-
schos, sie ist angestellte Tierärztin 
in einer Kleintierpraxis in Wien, 
und Bettina Hartl, die an der Ve-
terinärmedizinischen Universität 
beschäft igt ist, sind junge Mütter. 

MEHR FRAUEN ALS MÄNNER
Insgesamt wird der Berufs-

stand immer weiblicher – 80 Pro-
zent der Studierenden sind heute 

Tierärztinnen wehren sich 
Angestellte TierärztInnen sind vom Wohlwollen ihrer ArbeitgeberInnen 

abhängig. Eine Gruppe junger TierärztInnen kämpft um bessere 
Arbeitsbedingungen und einen Kollektivvertrag.
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Karoline Paschos, Bettina Hartl und Sabine Eigelsreiter (v. l. n. r.) 
bringen ihre eigenen höchst unterschiedlichen Berufserfahrungen 
als Tierärztinnen bei der Plattform für junge Tierärzte ein.
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wollen das dann auch abgegolten 
bekommen – fi nanziell und mit 
Zeitausgleich“, sagt Paschos. Sie 
pocht zudem auf bessere Planung. 
Wie auch in anderen Branchen 
üblich, sollen ArbeitnehmerIn-
nen Dienstpläne zwei Wochen im 
Voraus bekommen. Das sei der-
zeit nicht Standard.

FREIZEIT PLANEN KÖNNEN
Dadurch würde Freizeit bes-

ser planbar – aber auch die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie 
erleichtert. Grundsätzlich hätten 
es aber alle Frauen in diesem Be-
ruf nicht besonders leicht, Kinder 
und Job unter einen Hut zu be-
kommen, weder die selbstständi-
gen noch die angestellten. „Die 

selbstständi-
gen Tierärz-
tinnen kön-
nen die Kin-
der allerdings 
in ihre Praxis 
bei Bedarf mit-
nehmen“, gibt 
Hartl zu beden-

ken. „Wenn ich angestellt bin, ist 
es dagegen nicht erwünscht, dass 
ich meine Kinder mitbringe“, so 
Eigelsreiter.

POSITIVE AUSNAHMEN
Es gebe allerdings durchaus 

TierärztInnen, die ihre Mitarbei-
terInnen schon jetzt über dem 
empfohlenen Mindestlohn be-
zahlen, und wo es gute Arbeits-
zeitregelungen gibt, betonen die 
Plattform-Vertreterinnen. Beim 
Gros sei es aber eben anders. Es 
wäre zeitgemäß, wenn alle ange-
stellten TierärztInnen nicht von 
der Gunst eines Chefs oder einer 
Chefi n abhängig wären, sondern 
es mit einem Kollektivvertrag 
eine klare Regelung gäbe. 

Alexia Weiss

Menschen in der GPA-djp PORTRÄT

Frauen. Noch sind, vor allem am 
Land, viele Tierärzte Männer – 
doch in einigen Jahren wird sich 
das Geschlechterverhältnis rasch 
drehen. Rund 1.000 TierärztInnen 
sind heute über 50 Jahre alt und 
werden in den nächsten 15 Jah-
ren in Pension gehen, der Groß-
teil von ihnen ist männlich.

ARBEITEN NACH BEDARF
Österreichweit gibt es heute 

rund 3.100 aktive Tierärzte und 
Tierärztinnen. Mehr als 2.150 
von ihnen arbeiten selbstständig. 
200 sind an der Veterinärmedizi-
nischen Universität Wien ange-
stellt, damit fallen sie unter einen 
Kollektivvertrag. Jene rund 700 
aber, die entweder in einer Or-
dination oder einer Klinik ange-
stellt sind, für die gilt lediglich das 
Arbeitszeitgesetz – und der emp-
fohlene Mindestlohn. Die drei 
Tierärztinnen wissen aber aus 
der Praxis: Oft  ist das Arbeitszeit-
gesetz leider nur Makulatur. „In 
vielen Praxen, vor allem Großtier-
praxen, richtet sich die Arbeits-
zeit nach dem Arbeitsanfall. Der 
Chef erwartet, dass du in der Früh 
kommst und so lange bleibst, so-
lange Arbeit da ist. Dann kannst 
du vielleicht um fünf nach Hause 
gehen oder um sieben oder um elf 
am Abend“, so Eigelsreiter.

In Kleintierpraxen gebe es 
wiederum oft  ein anderes Prob-
lem, nämlich, dass der oder die 
Angestellte aufgrund kurzer täg-
licher Öff nungszeiten auf weni-
ge Stunden komme, gleichzeitig 
aber keinen zweiten Job anneh-
men könne, da sich hier Arbeits-
zeiten wiederum überschneiden 
würden, sagt Paschos. „Und wenn 
der Chef auf Urlaub ist, muss man 
zwei Wochen durcharbeiten“, so 
Hartl. Paschos ergänzt: „Ziel von 
Tierärzten mit Einzelpraxen ist, 

sich so eine Vertretung anzustel-
len, damit sie jederzeit auf Ur-
laub gehen können. Das spießt 
sich dann aber mit dem Arbeits-
zeitgesetz.“ Nochmals anders ist 
die Situation in Kliniken, erklärt 
Hartl. „Da gibt es Nacht- und Wo-
chenenddienste, für die man aber 
keinen Zeitausgleich bekommt.“ 
Fazit von Paschos: „Entweder du 
hackelst zu viel, oder du musst 
schauen, dass du deine Stunden 
zusammenbringst.“

Die Plattform „Junge Tierärz-
te“ ist inzwischen nicht nur au-
ßerhalb der Tierärztekammer ak-
tiv, sondern auch innerhalb. Mit 
dem Tierärztekammergesetz von 
2012 kam auch eine Vertretung 
angestellter TierärztInnen in der 

Kammer. Die größere Mitglieder-
gruppe sind aber weiterhin die 
selbstständigen Veterinäre. Und 
sie sperren sich noch mehrheit-
lich gegen einen Kollektivvertrag 
für angestellte MitarbeiterInnen.

ADÄQUATES EINSTIEGSGEHALT
Deren Forderungen lesen sich 

allerdings alles andere als über-
zogen: Ein Kollektivvertrag soll 
einerseits ein für AkademikerIn-
nen adäquates Einstiegsgehalt 
bringen. Eigelsreiter nennt hier 
2.400 Euro brutto für 38 Wochen-
stunden. Andererseits wünschen 
sich die drei Tierärztinnen klare 
Arbeitszeitregelungen. „Wir sind 
durchaus fl exibel und arbeiten 
auch gerne abends, in der Nacht 
oder am Wochenende. Aber wir 

„OFT IST DAS
ARBEITSZEITGESETZ
LEIDER NUR
MAKULATUR“ 

Plattform junge 
Tierärzte 

2011 formierte 
sich die Plattform. 
BerufseinsteigerInnen, 
die mit den Arbeits-
bedingungen unzu-
frieden waren, mehr-
heitlich Frauen, setzen 
sich gemeinsam für 
bessere Arbeitsbedin-
gungen ein und kämp-
fen für einen eigenen 
Kollektivvertrag. 

https://junge-
tieraerzte.jimdo.com
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Der Presserat soll Missstände in der österreichischen 
Medienlandschaft aufzeigen und diesen entgegenwirken. Damit 
kommt ihm eine wesentliche demokratiepolitische Aufgabe zu.

D ie Zahl der durch den Ös-
terreichischen Presse-
rat behandelten Fälle ist 

seit dem ersten Jahr (2011) von 
80 auf 307 (2016) gestiegen. Die 
nach oben zeigende Kurve ist 
auch dem gestiegenen Bekannt-
heitsgrad des Österreichischen 
Presserats geschuldet. Wo Tau-
ben sind, fl iegen Tauben zu. Vor 
allem aber spiegelt sie die erhöh-
te Skepsis gegenüber den Medi-
en wider, und dass sich so etwas 
wie eine Verschwörungskultur 
immer breiteren Raum verschafft  . 

Lügenpresse, „alternative Fak-
ten“, Fake News. Wir kennen die 
Schlagworte. Meist sind sie nicht 
mehr als das. Und dennoch: Sie 
drücken die Verunsicherung vie-
ler Menschen aus: Wem soll, wem 
kann man noch glauben? Wo doch 
(auch das klingt immer wieder 
durch) die Medien ohnehin alle 
„gleichgeschaltet“ sind. Gegen 
eine vermeintliche Gleichschal-
tung spricht schon allein der Um-
stand, dass sich Links wie Rechts 
beim Presserat beschwert. Trotz 
unterschiedlicher Wertehaltung, 
Stil, Wort- und Bildwahl, was so-
genannter böser Boulevard und 
sogenannte Qualitätspresse ver-
öff entlichen, ruft  Leser und Lese-
rinnen gleichsam auf den Plan.  

SCHWIERIGE
WAHRHEITSFINDUNG 

Was nun wahr ist oder nicht, 
was da auf Papier oder am Bild-
schirm geschrieben steht, will nur 
eine Minderheit vom Presserat 
geklärt wissen. Manchmal bau-
en wir Journalisten wirklich Mist 
und berichten Falsches, weil bei-
spielsweise die Grundregeln von 
Recherche und Gegenrecherche 
nicht eingehalten wurden. Da 
gibt’s nichts zu beschönigen. Viel 

öft er ist der Hintergrund einer Be-
schwerde, dass eine Person oder 
ein ganzer Personenkreis durch 
bestimmte Inhalte verletzt und 
verunglimpft  werde oder gewis-
se Inhalte den Medienkonsumen-
tInnen nicht zumutbar seien. Das 
sind zutiefst ethische Fragen, 
über die ein Senat des Presserats 
zu entscheiden hat. 

Die Journalistengewerkschaft  
in der GPA-djp hat sich federfüh-
rend dafür eingesetzt, dass der ös-
terreichische Presserat 2010 wie-
der als Selbstregulierungseinrich-

tung ins Leben gerufen wurde. 
Weil er der redaktionellen Quali-
tätssicherung sowie der Gewähr-
leistung der Pressefreiheit dient 
und somit genuine Anliegen ei-
nes Berufsstandes berührt. Oder, 
um den Vorsitzenden der Journa-
listengewerkschaft  Franz C. Bau-
er anlässlich der Neugründung zu 
zitieren: „Meinungsfreiheit kann 
nun wieder authentisch durch die 
in Medien Arbeitenden interpre-
tiert werden, wie das in jedem zi-
vilisierten Land üblich ist.“ 

 Gegen Unwahrheiten 
 und Fake-News
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Entscheidungen 
des Presserats: 
58 Entscheidungen 
traf der Presserat 
2017 bisher. 18 davon 
betrafen die Kronen-
zeitung bzw. krone.at, 
13 die Zeitung Öster-
reich bzw. oe24.at. 

www.presserat.at

PRESSERAT Journalismus
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ZUR PERSON

 Arno Miller, Jahrgang 
1959, arbeitet als frei-
er Journalist in Bre-
genz. Er ist Mitglied im 
Präsidium der Journa-
listengewerkschaft in 
der GPA-djp und ent-
sandt in den Presserat. 

EHRENKODEX FÜR DIE PRESSE
Journalismus hat eine essenzi-

elle demokratiepolitische Funk-
tion. Das bedeutet aber auch 
Verantwortung im Umgang mit 
Informationen und deren Ver-
breitung. Der Presserat hat daher 
einen „Ehrenkodex für die ös-
terreichische Presse" erstellt, der 
Regeln für gutes und verantwor-
tungsvolles journalistisches Han-
deln enthält und eine ethische 
Richtschnur für Medienschaf-
fende ist. Dieser Kodex bildet die 
Grundlage für die Entscheidun-
gen der Senate des Presserates. 

Die Journalistengewerkschaft  
ist eine der sechs Trägerorganisa-
tionen des Presserates. Die fünf 
anderen sind der Verband der 
Österreichischen Zeitungen, der 
Zeitschrift en- und Fachmedien-
verband, der Verband der Regio-
nalmedien, der Verein der Chef-
redakteure sowie der Presseclub 

Condordia. Die mittlerweile drei 
Senate sind paritätisch von Ar-
beitgeber- und ArbeitnehmerIn-
nenseite beschickt. Den Vorsitz 
führen rechtskundige Personen, 
die Senatssprecher und alle wei-
teren Mitglieder sind Journalis-
tInnen. Diese sind überwiegend 
Angestellte, aber auch freie Jour-
nalistInnen können ihre Praxiser-
fahrung einbringen. 

Denn journalistisches Arbei-
ten verändert sich laufend – nicht 
nur durch den 
technologischen 
Wandel inner-
halb und außer-
halb der Redakti-
onen. Dazu zählt 
beispielsweise 
der wachsende 
Druck durch PR 
und Lobbying. 
Wenn, wie jüngst, 
Koalitionsverhandler nur den ei-
genen Fotografen zulassen und 
die Redaktionen dann mit geneh-
men Bildern „versorgen“, ist das 
eine beunruhigende Entwick-
lung. Erst recht, wenn die Medien 
hier auch noch mitspielen. 

Laut seinen Statuten hat der 
Presserat die Aufgabe, Missstän-
de im Pressewesen aufzuzeigen 
und diesen entgegenzuwirken. 
Und hier reden wir ausschließlich 
von der Zuständigkeit für Print-
produkte bzw. deren Online-Able-
gern. Weder Zeitungen und Zeit-
schrift en und schon gar nicht ihre 
elektronischen Namenspendants 
können sich von den Entwicklun-
gen der modernen Medienwelt 
abkoppeln. Wenn im „Reality“-TV 
Menschen ohne Genierer vor-
geführt werden oder aus einem 
YouTube-Video eines Augenzeu-
gen sprichwörtlich das Blut rinnt,  
müssen die, nennen wir sie: an-
gestammten Medienhäuser bei 

allen Auswüchsen mitziehen? 
Wann ist eine Hemmschwelle in 
der Berichterstattung überschrit-
ten, und mit welcher Formulie-
rung wird ein Kommentar, eine 
Beschreibung im Sinne des Eh-
renkodex verletzend?  

Das sind für mich die span-
nendsten Diskussionspunkte im 
Senat. Exemplarisch für beson-
ders heikle Spannungsfelder, in 
denen die Kolleginnen und Kolle-
gen in den Redaktionen und wir 

im Presse-
rat stehen, 
nenne ich 
hier auf-
wühlende 
Fotos von 
Terroran-
schlägen 
oder die 
Bilder des 
getöteten 

Muammar al-Gaddafi . Für mich 
stellen sie zeitgeschichtliche Do-
kumente dar, und ich wäge hier 
eher zugunsten des Informati-
onsauft rages der Medien ab. Dem 
muss entgegengehalten werden, 
ob das jeweilige Bild schon an sich 
oder „nur“ die Form der Aufma-
chung den Ehrenkodex verletzt. 
Darüber wird im Einzelfall abge-
stimmt. Hilfreich für uns ist, das 
soll nicht unerwähnt bleiben, 
dass die beiden hauptamtlichen 
Mitarbeiter des Österreichischen 
Presserats in den Senaten als Bei-
sitzer fungieren. Sie behalten für 
uns den Überblick, wie die jeweils 
anderen Senate in vergleichbaren 
Fällen entschieden haben. 

Schlussendlich hat sich auch 
der Presserat dem Urteil der Öf-
fentlichkeit zu stellen. Führt die 
Entscheidung zur Diskussion 
über die Aufgabe und das Anse-
hen der Presse, ist das gut.             ●

Arno Miller

Journalismus PRESSERAT

„DIE HÄUFIGSTEN GRÜNDE
FÜR EINE BESCHWERDE
BEIM PRESSERAT SIND 
BELEIDIGUNGEN GEGEN
EINZELNE ODER 
PERSONENGRUPPEN.“
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Daten: AK, Household Finance and 
Consumption Survey (HFCS 2014)

Daten: Statistik Austria, Lohnsteuerstatistik, 
WIFO-Berechnungen, Sozialministerium
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Während die einen ger-
ne mit KollegInnen 
feiern, haben die an-

deren keine Lust, bei lauter Mu-
sik mit alkoholisierten Mitarbei-
terInnen beisammenzusitzen 
und gute Laune vorzugaukeln. 
Deshalb sind die Rechtsberate-
rInnen der GPA-djp in der Vor-
weihnachtszeit auch immer wie-
der mit den unterschiedlichsten 
Fragen zur Firmenweihnachtsfei-
er konfrontiert. 

PFLICHT ZUR 
WEIHNACHTS FEIER? 

Susanne B. stellt eine sehr häu-
fi ge Frage: „Muss ich eigentlich 
zur Weihnachtsfeier gehen? Ich 
würde die Zeit lieber mit Weih-

Feier teilzunehmen (bei Fortzah-
lung des Entgelts) oder weiterzu-
arbeiten. Auf eine Abgeltung der 
Nichtteilnahme an der Feier in 
Form von Geld oder Gutzeit be-
steht kein Anspruch.  

ALKOHOL BEI DER FEIER
Harald G. möchte wissen, ob 

der Arbeitgeber auf der Weih-
nachtsfeier den Konsum von Al-
kohol verbieten darf. „Wir feiern 
nach der Arbeit in einem Lokal“, 
sagt er, „und ich sehe nicht ein, 
weshalb ich nicht das eine oder 
andere Bier trinken sollte.“ Bei ei-
ner Feier außerhalb der Arbeits-
zeit könne ihm der Konsum von 
Alkohol nicht untersagt werden, 
erklärt der GPA-djp-Rechtsbera-

Die einen freuen sich das ganze Jahr darauf, den anderen graut davor:
An Firmenweihnachtsfeiern scheiden sich die Geister. 
Wir beantworten Fragen rund um das kollektive Feiern im Betrieb.

 Oh du fröhliche …!
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nachtseinkäufen verbringen.“ 
„Nun, das kommt darauf an“, er-
hält sie zur Antwort, „ob die Weih-
nachtsfeier während oder außer-
halb der Arbeitszeit stattfi ndet.“ 
Eine Verpfl ichtung, an der Weih-
nachtsfeier teilzunehmen, gibt es 
grundsätzlich nicht. Allerdings 
sollte man sich gut überlegen, 
wie das „Schwänzen“ der Weih-
nachtsfeier von ChefIn und Kolle-
gInnen aufgenommen wird. 

Findet die Weihnachtsfeier au-
ßerhalb der Arbeitszeit statt, ist 
es selbstverständlich möglich, auf 
die Teilnahme zu verzichten und 
stattdessen Weihnachtseinkäu-
fe zu erledigen. Findet die Feier 
während der Arbeitszeit statt, gibt 
es nur zwei Möglichkeiten: An der 

Feiern in der 
Arbeitszeit?

An Feiern in der 
Arbeitszeit kann man 
teilnehmen oder wei-
terarbeiten. Verpfl ich-
tet zum Mitfeiern ist 
niemand. Ein Recht auf 
eine Weihnachtsfeier 
gibt es allerdings auch 
nicht. 
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Tipps fürs Feiern

F irmenweihnachtsfeiern haben in vie-
len Unternehmen Tradition und sol-
len den MitarbeiterInnen Lob und 

Anerkennung für ihre Leistung zollen. Ob 
eine solche Feier gelingt oder nicht, hängt 
allerdings in hohem Maße davon ab, wie 
gut oder schlecht das Betriebsklima wäh-
rend des Arbeitsjahres ist, und in welchem 
Rahmen die Feierlichkeiten stattfi nden. 
Auch dann, wenn es bei der Firmenweih-
nachtsfeier sehr ausgelassen zugeht, soll-
ten Sie folgende Fettnäpfchen jedenfalls 
auslassen:

•  Alkohol sollten Sie nur sehr kontrol-
liert genießen, denn er löst die Zunge. 

•  Flirten sollte nicht in Anzüglichkeiten, 
allzu enges Tanzen oder Grapschen 
ausarten.

•  Verbrüdern sollten Sie sich nur mit sol-
chen Vorgesetzten, von denen Sie an-
nehmen können, dass sie am nächsten 
Tag noch zum Du-Wort stehen. 

Warum ist diese Vorsicht geboten? Sehr 
einfach: Weil unpassendes Verhalten auf 
einer Firmenweihnachtsfeier selbst außer-
halb der Arbeitszeit unerfreuliche arbeits-
rechtliche Konsequenzen haben kann.  

Und der letzte Tipp: Bitte nicht über die 
Arbeit reden!

In diesem Sinn wünsche ich allen Lesern 
und Leserinnen viel Spaß bei der Firmen-
weihnachtsfeier!  

Rechtsexpertin Andrea Komar
ist Leiterin der Rechtsabteilung der
GPA-djp und Autorin der Rubrik
KORREKT in der KOMPETENZ.

KO
RREKT

ter. Schließlich fi nde die Feier in 
seiner Freizeit statt. Anders wäre 
seine Frage bei einer Feier wäh-
rend der Arbeitszeit zu beantwor-
ten. Allerdings sollte Harald G. da-
rauf achten, nicht zu viel zu trin-
ken. Ein allfälliges Fehlverhalten 
aufgrund von Alkoholisierung – 
eine Ehrenbeleidigung, Rauferei 
oder sexuelle Belästigung – könn-
te schwerwiegende arbeitsrechtli-
che Folgen haben.  

Gudrun P. erkundigt sich, ob 
ihr Arbeitgeber eine Firmenweih-
nachtsfeier ausrichten muss. „Je-
des Jahr gab es eine Feier“, beklagt 
sie sich, „nur heuer nicht. Haben 
wir darauf nicht Anspruch?“ „Lei-
der nein“, bekommt sie zu hören. 
Der Arbeitgeber ist nicht dazu 
verpflichtet, eine Weihnachts-
feier zu veranstalten, selbst dann 
nicht, wenn er dies in den Jahren 
davor getan hat. 

KEIN KAVALIERSDELIKT
Andere Fragen stellen sich erst 

nach der Firmenweihnachtsfei-
er: Petra U. empört sich darüber, 
beim Tanzen von einem Kollegen 
begrapscht worden zu sein. „Ich 
habe mich gegen die Übergrif-
fe gewehrt, aber der Kollege hat 
nur gelacht und auch der Chef ist 
nicht eingeschritten. Er hat ge-
meint, ich sollte mich nicht so an-
stellen, das wäre doch nur Spaß.“ 
Petra U. möchte das nicht auf sich 
sitzen lassen. „Was kann ich dage-
gen unternehmen?“, fragt sie. „Sie 
können Schadenersatz wegen se-
xueller Belästigung geltend ma-
chen“, erklärt die GPA-djp Rechts-

beraterin, „und zwar gegenüber 
dem Belästiger und dem Chef, 
denn der Chef hat auch während 
einer Firmenweihnachtsfeier Bei-
standspfl icht.“

Udo D. schließlich hatte nach 
der Weihnachtsfeier auf dem Weg 
nach Hause einen Unfall. „Ist das 
ein Arbeitsunfall?“, will er wissen. 
„Ich war weder alkoholisiert noch 
trifft   mich sonst ein Verschulden 
an dem Unfall.“ „Grundsätzlich 
deckt die Unfallversicherung Zei-
ten der Weihnachtsfeier sowie die 
Wege zur Feier und von der Feier 
nach Hause“, wird ihm versichert. 
„Das gilt allerdings nur, wenn Sie 
direkt von der Feier heimgegan-
gen sind.“ 

Hätte Udo D. noch anderswo 
mit KollegInnen weitergefeiert, 
würde der „betriebliche Zusam-
menhang“ fehlen, wenn er auf dem 
Heimweg einen Unfall erlitte.

Und was passiert, wenn man 
am nächsten Tag so verkatert 
ist, dass man sich krankmelden 
muss? Vorsicht, hier ist stark zu 
bezweifeln, dass ein solcher Kran-
kenstandstag entgeltpflichtig 
ist! Immerhin wurde der Kran-
kenstand grob fahrlässig herbei-
geführt.

Hier sollte gelten: Wer bis in die 
Nacht hinein feiern kann, muss 
auch am nächsten Tag zur Arbeit 
erscheinen oder – wohlweislich 
– schon von vornherein für den 
„Tag danach“ Urlaub vereinbaren. 
Anderenfalls könnte ihn der Kater 
teuer zu stehen kommen.   

Andrea Komar
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Der historische Breitenleer Hof 
ist über die Grenzen des 22. 
Wiener Gemeindebezirkes hi-

naus bekannt. Ein typisches Vorstadt-
gasthaus mit Festsaal und Schanigar-
ten. Die Wohnbauvereinigung für Pri-
vatangestellte (WBV-GPA) hat dieses 
Grundstück erworben, um das beste-
hende Ensemble zwar zu modernisie-
ren, jedoch weitgehend zu erhalten. 
Ziel ist es, den bestehenden traditio-
nellen Festsaal zu sanieren.

SCHUTZZONE BREITENLEE
Das langgezogene Grundstück er-

streckt sich über mehr als 100 Meter 
bis zu den Stadlbreiten und bietet 
Platz für eine zweizeilige Bebauung. 
An der Straßenfront, in der Breitenleer 
Straße 242–244, besteht eine Schutz-
zone, die sicherstellen soll, dass das 
Ortsbild von Breitenlee erhalten wird. 

Historisches und modernes
Wohnen in Breitenlee

Am Rande von Wien entsteht ein Wohnbauprojekt, das die Sanierung eines historischen 
Gebäudes und den Neubau einer modernen Wohnhausanlage miteinander vereint. 
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Der Straßentrakt wird daher von sei-
nem öffentlichen Erscheinungsbild 
nicht verändert. Auf der gegenüberlie-
genden Straßenseite befi nden sich der 
Gutshof und die historische Stift skir-
che des Schottenstift es.

GEFÖRDERTE MIETWOHNUNGEN 
UND FREIFINANZIERTES EIGENTUM

Anschließend an den Straßentrakt 
werden jeweils an der Grundstücks-
grenze unterschiedliche Bauteile ent-
sprechend der Flächenwidmung mit 
einer Höhe von zwei bis drei Gescho-
ßen neu errichtet und von einem Fuß-
weg erschlossen. Hier plant die WBV-
GPA 47 geförderte Mietwohnungen. 

Im rückwärtigen Bauteil an der 
Stadlbreiten sind zwei Stadtvillen ge-
plant, die freifi nanziert errichtet wer-
den und 28 Eigentumswohnungen 
umfassen.

NEUER FESTSAAL
Der Festsaal enthält Jugendstilele-

mente und wird saniert. Er befi ndet 
sich im vorderen Teil des Hofes und 
verfügt über eine kleine Bühne. Künf-
tig wird er als Gemeinschaft sraum für 
die Wohnhausanlage dienen, soll je-
doch auch für Veranstaltungen im regi-
onalen Umfeld zur Verfügung stehen.

BREITENLEER HOF „NEU“
Der besondere Zuschnitt des 

Grundstückes ermöglicht eine spezi-
elle Art des Wohnens, die sehr gemein-
schaft sfördernd sein wird. Die Bebau-
ungsstruktur entspricht der eines An-
gerdorfes, die in Breitenlee noch weit 
verbreitet ist.

AUTOFREI MIT TIEFGARAGE
Der Breitenleer Hof „Neu“ wird au-

tofrei sein und über eine Tiefgarage G
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 Der Neubau des historischen Breitenleer Hofs am entschleunigten Stadtrand Wiens verspricht hohe Wohnqualität für Alt und Jung.
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Bezahlte Anzeige

WOHNUNGSBERATUNG
Wohnbauvereinigung für 
Privatangestellte

WBV-GPA Wohnungsservice – 
Gassenlokal
1010 Wien, Werdertorgasse 9
Tel.: (01) 533 34 14
Internet: www.wbv-gpa.at
wohnungsservice@wbv-gpa.at

FREIE WOHNUNGEN 
Bestehende Objekte

8020 Graz, Rebengasse 5, 
2-Zimmer-Wohnungen, 
HWB 69,57 KWh/m2/a

– Frühlingstr. 31, 2-Zimmer-
Wohnung, HWB 48,48 KWh/m2/a

2640 Gloggnitz, Dr.-Martin-
Luther-Str. 9, 2-Zimmer-Wohnung, 
64 m2, HWB 52,48 KWh/m2/a

8605 Kapfenberg, Pestalozzi-
str. 5, 1-Zimmer-Wohnung, 34 m2, 
HWB 58,36 KWh/m2/a

3002 Purkersdorf, 
Herren gasse 6, 5-Zimmer-Wohnun-
gen, 112 m2, HWB 39,00 KWh/m2/a

verfügen, die von den Stadlbreiten im 
Süden erschlossen wird. Zwischen den 
Häuserzeilen entsteht ein geschützter 
Freiraum, der teilweise als gemeinschaft -
liches Grün und teilweise als individuel-
les Grün (Eigengarten mit Terrasse) ge-
nützt werden kann. Für die Kinder bleibt 
Platz zum Spielen, für die Erwachsenen 
bietet sich ein Ort der Kommunikation.

WOHNUNGSMIX MIT VERSCHIEDE-
NEN WOHNUNGSTYPEN

 Aufgrund der dreigeschoßigen Be-
bauung kann auf Aufzüge verzichtet wer-
den. Mit 2 A-Wohnungen (1 Zimmer), 11 
B-Wohnungen (2 Zimmer), 10 C-Woh-
nungen (3 Zimmer), 15 D-Wohnungen (4 
Zimmer),1 E-Wohnung (5 Zimmer) und 
8 Studios mit ca. 70 m2 ist für ein breites 
Angebot gesorgt. Die Wohnungen verfü-
gen großteils über wohnungsbezogene 
Freiräume, wie Balkone, Loggien, Terras-
sen oder Eigengärten, die zum Hof hin 
orientiert sind.

INFRASTRUKTUR
Hervorzuheben ist die Nähe zum 

Ortskern von Breitenlee und zum Schot-
tenstift, die diverse lokale Angebote 
(Supermarkt, Kindergarten, Volksschu-
le etc.) bietet. Das Umfeld ist zum Teil 
noch landwirtschaft lich genützt. So kön-
nen Lebensmittel im Direktverkauf von 
Bauern erworben werden.

Die Anbindung an den öff entlichen 
Verkehr erfolgt durch eine Buslinie und 
wird durch die Eröff nung der Verlänge-

rung der U-Bahnlinie U 2 zur Seestadt 
Aspern und der damit einhergehenden 
Verdichtung des öff entlichen Nahver-
kehrs deutlich verbessert.

FINANZIERUNGSBEITRAG, MIETE & 
FERTIGSTELLUNG

Die Wohnungen sind zu zwei Drittel 
Mietwohnungen mit einer Kaufoption 
nach zehn Jahren und verfügen über ei-
nen zeitgemäßen hochwertigen Ausstat-
tungsstandard. Der vorläufi g kalkulierte 
Bau- und Grundkostenbeitrag dieser im 
Rahmen des WWFSG (Wiener Wohn-
bauförderungs- und Wohnhaussanie-
rungsgesetz) geförderten Wohnungen 
beträgt ca. 510 Euro pro m2 Wohnnutz-
fl äche. Die Gesamtmiete inklusive Be-
triebskosten und Umsatzsteuer beträgt 
ca. sieben Euro pro m2 Wohnnutzfl äche 
und Monat.

Ein Drittel der Wohnungen sind su-
pergeförderte Wohnungen mit einem 
geringeren Finanzierungsbeitrag jedoch 
ohne Kaufoption. Er beträgt ca. 64 Euro 
pro m2 Wohnnutzfl äche, die dafür etwas 
höhere Gesamtmiete inklusive Betriebs-
kosten und Umsatzsteuer ca. 8,70 Euro 
pro m2 Wohnnutzfl äche und Monat. Ein 
Pkw-Abstellplatz kostet ca. 75 Euro pro 
Monat.

Es ist geplant, noch heuer mit dem 
Bau des Gesamtprojektes zu beginnen. 
Bei einer Bauzeit von ca. 18 Monaten ist 
mit einer Fertigstellung im ersten Halb-
jahr 2019 zu rechnen.  

 Christian Swoboda
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Wer seine Einkäufe im Internet tätigt, hat ein Recht auf Transparenz bei 
Produkten wie Preisen und sollte es vermeiden, im Voraus zu bezahlen. 

Von Amazon bis Zalando – 
bereits jede zehnte Ware 
im Einzelhandel wird on-

line bestellt. In Europa liegt Ös-
terreich mit 11,9 Prozent an zwei-
ter Stelle hinter Großbritannien 
(16,9 Prozent). Wird die Ware 
online bei einer Firma erworben, 
gilt auch hier das Rücktrittsrecht 
innerhalb von 14 Tagen. Der Ver-
käufer muss Verkaufspreis und 
ausgewiesene Versandkosten zu-
rückerstatten. Ausnahmen gelten 
nur bei personalisierten Produk-
ten (z. B. persönliches Logo) oder 
Hygieneartikeln. 

„Wenn ich keine Ware bekom-
me, kann ich auch auf Vertragsein-
haltung bestehen und eine Frist 
setzen, in der die Leistung oder 
Lieferung erbracht werden muss“, 
erklärt Michael Dunkl vom Kon-
sumentenschutz der AK Nieder-
österreich. Wird diese Frist nicht 
erfüllt, darf der Kunde den Rück-

 Transparenz 
 beim Onlinekauf 
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Bestellen im Web
Damit der Online-Kauf erfolgreich 
ist, sollten Sie auf folgende 
Punkte achten:

  Produkte und Garantiebedingungen 
sollten genau und übersichtlich be-
schrieben, die AGB transparent und 
leicht zugänglich sein.

 Transparenz bei Produktpreis und 
allen zusätzlich anfallenden Kosten 
(z. B. Transport, Verpackung).

 Vermeiden von Banküberweisung 
oder Bargeldtransferservice vor 
Erhalt der Ware. Sicher sind u. a. 
Kauf auf Rechnung, Kreditkarte und 
Bezahldienste wie z. B. Paypal. 

 Bei besonderen Anlässen wie etwa 
Weihnachten ist es wichtig, den ex-
akten Liefertermin zu vereinbaren. 
Soll die Ware nur gekauft werden, 
wenn sie vor Weihnachten geliefert 
wird, muss das bei der Bestellung 
ausdrücklich zur Bedingung ge-
macht werden. 

 Skepsis bei sensationell günstigen 
Preisen! Fake-Shops locken, verlan-
gen Vorauskasse und tauchen unter. 
Lieber vorher informieren (derzeit 
sind über 800 „Shops“ gelistet): 
watchlist-internet.at 

 Innerhalb von 14 Tagen, ab Erhalt 
der Ware, ist ein Rücktritt vom Ver-
trag möglich. 

sie dabei Waren von unterschied-
lichen Anbietern kaufen, fallen 
für jedes einzelne Stück Versand-
kosten an“, warnt Dunkl.

Vorauskasse ist übrigens im-
mer das ungünstigste Zahlungs-
mittel: Wird die Ware nicht ord-
nungsgemäß geliefert, müssen 
Käufer ihrem Geld hinterher-
rennen. Um sich abzusichern, 
können Bezahldienste (u. a. Pay-
pal) genutzt werden. Achtung: 
Unbedingt nachsehen, ob das 
jeweilige Gut auch in den Käu-
ferschutz-Richtlinien erfasst 
ist (bei Paypal ist u. a. der Kauf
motorisierter Fahrzeuge ausge-
nommen). 

 Christian Resei

Mehr Infos:
AK-Konsumenten-
beratung 
01/501 65 209
Montag bis Freitag 
von 8 bis 12 Uhr

tritt vom Vertrag erklären. Ande-
re Regelungen gelten, wenn u. a. 
über ebay oder willhaben Ware 
von einer Privatperson erwor-
ben wird. Experte Dunkl: „Wenn 
es um ein Geschäft  geht, das zwei 
Privatleute eingehen, gibt es kein 
Rücktrittsrecht. Wichtig ist auch, 
dass ich vor dem Kauf über alle 
Kosten informiert werde.“ 

Wurde die Ware bezahlt, es 
erfolgt aber keine Lieferung und 
keine Rückzahlung, muss der An-
spruch bei Gericht geltend ge-
macht werden. 

Über die Höhe der Versand-
kosten gibt es keine Regelungen, 
einzelne Anbieter haben aber 
Kostendeckelungen eingeführt. 
KundInnen von Plattformen, die 
vielen unterschiedlichen Verkäu-
ferInnen off enstehen, sollten – 
nachdem sie ihren Einkaufskorb 
gefüllt haben – noch einmal auf 
die Versandkosten achten. „Wenn 
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Maximilian 
Zirkowitsch,
Vanessa Wieser 
(Hg.) 
Donald Trump 
Literatur-
wettbewerb
234 Seiten
18,90 Euro
ISBN 978-3-
903184-05-3

Donald Trump. 
Literaturwettbewerb

Was wäre wenn ... Donald Trump 2017 
zu einem Literaturwettbewerb aufge-
rufen hätte? Dann wäre dieses Buch 

entstanden, das die von einer fachkundigen Jury 
ausgewählten, besten Texte versammelt.

Was wäre wenn ... sich die Kunst an das Niveau 
populistischer Politiker anpassen würde? Trump, 
Strache, Orbán, Le Pen – Leute, die darauf stolz sind, 
keine Bücher zu lesen und auch von Bildung nicht 
viel halten. Was wäre wenn ... solche Leute auch 
in den Kunstjurys säßen und fortan bestimmten, 
was gute Kunst ist? Die Herausgeber dieses Ban-
des von „Bad-Taste“-Geschichten vertreten die An-
sicht, dass ein rechter Zinnober dabei herauskäme, 
demgemäß versammelt der launige Erzählband li-
terarische Missgriff e, die normalerweise nicht pu-
bliziert würden. 

Hier die besten Texte von legendären Meistern 
der Satire, die sich in erzählerische Untiefen bege-
ben, Genres und berühmte Werke nachahmen und 
tief in die Übertreibungskiste greifen. Exklusiv und 
unzensiert dabei auch die gehaltvollen Begründun-
gen der Jury. Es darf laut gelacht werden. 

Mit: Austrofred, Tex Rubinowitz, Clemens 
Haipl, Michael Ziegelwagner, Christopher Just, Se-
bastian Huber, Maximilian Zirkowitsch, Peter Zim-
mermann, Wolfgang Pollanz, Sebastian Klug, Marc 
Carnal, Manfred Gram, Mareike Boysen, Domini-
ka Meindl, Stoffi   Nietnagel, Peter Waldeck, Phils 
Collin, Alf Peherstorfer, Curt Cuisine, Metka Wa-
kounig, Alois Wieser und einem Vorwort von Me-
lania Trump.

„Trump ist für uns quasi ein Platzhalter für alle, 
die für Verblödung und Populismus stehen, die 
sich  in der Kultur niederschlagen“, sagt Herausge-
ber Maximilian Zirkowitsch zu diesem ungewöhn-
lichen Buch.  

 

Stille Machtergreifung 
– Hofer, Strache und die 
Burschenschaften

Burschenschaft en und ihre FPÖ-Verbindun-
gen: Norbert Hofers Präsidentschaft swahl-
kampf war ein Lehrstück einer von Bur-

schenschaft en konzipierten populistischen Kam-
pagne. Mit eisernem Lächeln täuschte er erfolgreich 
über die von ihm vertretenen rechtsextremen Stand-
punkte hinweg. Doch das ist nur die Speerspitze ei-
ner Entwicklung, die fast unbemerkt von der öster-
reichischen Öff entlichkeit vor sich geht: Ein kleiner, 
verschworener Kreis hat die FPÖ in Besitz genom-
men, zentrale Funktionen in Bundespartei, Parla-
ment und Landesverbänden sind fest in den Händen 
von Burschenschaft ern.

Hans-Henning Scharsach untersucht die engen 
Verfl echtungen Norbert Hofers, Heinz-Christian 
Straches und ihrer Weggefährten mit den Burschen-
schaft en. Seine akribische Recherche taucht tief in 
deren antisemitische und nationalsozialistisch ge-
prägte Geschichte ein. Er analysiert ihr politisches 
Instrumentarium, das sich mit Hasskampagnen und 
systematischer Verbreitung von Unwahrheiten über 
alle Regeln der Fairness hinwegsetzt. Anhand beleg-
barer Zahlen, Daten und Fakten zeigt Scharsach auf, 
was Österreich droht, wenn deutschnationale, schla-
gende Burschenschaft er an die Macht kommen.  



Hans-Henning 
Scharsach, 
Stille 
Machtergreifung 
Hofer, Strache
und die Burschen-
schaften
22 Euro
208 Seiten,
ISBN 978-3-
218-01084-9
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